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1. Allgemeine Fördergrundsätze 

 
1. Allgemeine Fördergrundsätze 



2 
 

1.1 Zuwendungszweck 
Der Landkreis Teltow-Fläming (Landkreis) hat als 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Gesamt-
verantwortung für die Erfüllung der Aufgaben in 
der Jugendarbeit, der Jugendverbandsarbeit, der 
Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kin-
der- und Jugendschutzes. Dies schließt die Pla-
nungsverantwortung gemäß § 79 Absatz 1 SGB 
VIII ein. Mit der Richtlinie kommt der Landkreis 
der Verpflichtung nach, einen angemessenen Teil 
von den für die Jugendhilfe bereitgestellten Mit-
teln für die Jugendarbeit zu verwenden (§ 79 Ab-
satz 2 des SGB VIII). 

1.1 Zuwendungszweck 
Der Landkreis Teltow-Fläming (Landkreis) hat als Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe die Gesamtverantwor-
tung für die Erfüllung der Aufgaben in der Jugendar-
beit, der Jugendverbandsarbeit, der Jugendsozialar-
beit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschut-
zes. Dies schließt die Planungsverantwortung gemäß 
§ 79 Absatz 1 SGB VIII ein. Mit der Richtlinie kommt 
der Landkreis der Verpflichtung nach, einen angemes-
senen Teil von den für die Jugendhilfe bereitgestellten 
Mitteln für die Jugendarbeit zu verwenden (§ 79 Ab-
satz 2 des SGB VIII). 

1.1 Zuwendungszweck 
Der Landkreis Teltow-Fläming (Landkreis) hat als 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Gesamtver-
antwortung für die Erfüllung der Aufgaben in der Ju-
gendarbeit, der Jugendverbandsarbeit, der Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutzes. Dies schließt die Planungsverantwor-
tung gemäß § 79 Absatz 1 SGB VIII ein. Mit der 
Richtlinie kommt der Landkreis der Verpflichtung 
nach, einen angemessenen Teil von den für die Ju-
gendhilfe bereitgestellten Mitteln für die Jugendarbeit 
zu verwenden (§ 79 Absatz 2 des SGB VIII). 

Dabei sind jungen Menschen, die zur Förderung 
ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der Ju-
gendarbeit und Jugendsozialarbeit, die sich aus 
den §§ 11 bis 14 SGB VIII ergeben, zur Verfü-
gung zu stellen. 

Dabei sind jungen Menschen, die zur Förderung ihrer 
Entwicklung erforderlichen Angebote der Jugendarbeit 
und Jugendsozialarbeit, die sich aus den §§ 11 bis 14 
SGB VIII ergeben, zur Verfügung zu stellen. 

Dabei sind jungen Menschen, die zur Förderung ih-
rer Entwicklung erforderlichen Angebote der Jugend-
arbeit und Jugendsozialarbeit, die sich aus den §§ 
11 bis 14 SGB VIII ergeben, zur Verfügung zu stel-
len. 

Ziel des Landkreises ist es, die Jugend- und Ju-
gendsozialarbeit gemeinsam mit den Kommunen 
und den freien Trägern der Jugendhilfe vor Ort 
auszugestalten und die Schulsozialarbeit als ein 
flächendeckendes und verlässliches Angebot be-
darfsgerecht zu entwickeln. 

Ziel des Landkreises ist es, die Jugend- und Jugend-
sozialarbeit gemeinsam mit den Kommunen und den 
freien Trägern der Jugendhilfe vor Ort auszugestalten 
und die Schulsozialarbeit als ein flächendeckendes 
und verlässliches Angebot bedarfsgerecht zu entwi-
ckeln. 

Ziel des Landkreises ist es, die Jugend- und Jugend-
sozialarbeit gemeinsam mit den Kommunen und den 
freien Trägern der Jugendhilfe vor Ort auszugestal-
ten und die Schulsozialarbeit als ein flächendecken-
des und verlässliches Angebot bedarfsgerecht zu 
entwickeln. 

Im Rahmen einer Leistungsverpflichtung gewährt 
der Landkreis auf der Grundlage von §§ 1, 3, 4 
Absatz 3, 74 und 80 SGB VIII (Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz), nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Lan-
deshaushaltsordnung (VV-LHO) Zuwendungen 
für die Förderung der Jugendarbeit, Jugendver-
bandsarbeit, Jugendsozialarbeit und des erziehe-
rischen Kinder- und Jugendschutzes. 

Im Rahmen einer Leistungsverpflichtung gewährt der 
Landkreis auf der Grundlage von §§ 1, 3, 4 Absatz 3, 
74 und 80 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz), 
nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwaltungs-
vorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung 
(VV-LHO) Zuwendungen für die Förderung der Ju-
gendarbeit, Jugendverbandsarbeit, Jugendsozialarbeit 
und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes. 

Im Rahmen einer Leistungsverpflichtung gewährt der 
Landkreis auf der Grundlage von §§ 1, 3, 4 Absatz 3, 
74 und 80 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz), 
nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwal-
tungsvorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsord-
nung (VV-LHO) Zuwendungen für die Förderung der 
Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit, Jugendsozial-
arbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes. 

Der Landkreis entscheidet aufgrund seines 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen dieser 

Der Landkreis entscheidet aufgrund seines pflichtge-
mäßen Ermessens im Rahmen dieser Richtlinie und 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 

Der Landkreis entscheidet aufgrund seines pflichtge-
mäßen Ermessens im Rahmen dieser Richtlinie und 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 
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Richtlinie und der zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel. 

  

1.2 Zuwendungsgegenstand 
Zuwendungsfähig sind: 

- Ausgaben für sozialpädagogische Ar-
beitsplätze, 

- Projekte und Angebote der Kinder- und 
Jugendarbeit,  

- Projekte im Rahmen der Jugendver-
bandsarbeit, 

- Projekte im Rahmen der Jugendsozialar-
beit/Schulsozialarbeit, 

- Projekte des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes. 

- Anleitung und Fortbildung von Ehrenamt-
lichen.  

 

1.2 Zuwendungsgegenstand 
Zuwendungsfähig sind: 

- Ausgaben für sozialpädagogische Arbeits-
plätze, 

- Projekte und Angebote der Kinder- und Ju-
gendarbeit,  

- Projekte im Rahmen der Jugendverbandsar-
beit, 

- Projekte im Rahmen der Jugendsozialar-
beit/Schulsozialarbeit, 

- Projekte des erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutzes. 

- Anleitung und Fortbildung von Ehrenamtli-
chen.  

 

1.2 Zuwendungsgegenstand 
Zuwendungsfähig sind: 

- Ausgaben für sozialpädagogische Arbeits-
plätze, 

- Projekte und Angebote der Kinder- und Ju-
gendarbeit,  

- Projekte im Rahmen der Jugendverbandsar-
beit, 

- Projekte im Rahmen der Jugendsozialar-
beit/Schulsozialarbeit, 

- Projekte des erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutzes. 

- Anleitung und Fortbildung von Ehrenamtli-
chen.  

 

Nicht gefördert werden Veranstaltungen und 
Maßnahmen,  

- die den Charakter von Sportwettkämpfen 
von Vereinen und Trainingslagern haben, 

- gewerblich durchgeführt werden, 
- ausschließlich oder überwiegend religiö-

sen, gewerkschaftlichen oder parteipoliti-
schen Charakter tragen, 

- ihrem Charakter nach rein schulische 
Maßnahmen sind, 

- Maßnahmen von Einrichtungen der Kin-
dertagesbetreuung sind, 

- nicht für alle jungen Menschen offen an-
geboten werden,  

- ihrem Charakter nach Dorf-, Stadtfeste, 
Jubiläen u. ä. sind sowie 

Leistungen nach den §§ 13 Absatz 2, 3 und 27 ff. 
SGB VIII ersetzen oder ergänzen. 

Nicht gefördert werden Veranstaltungen und Maßnah-
men,  

- die den Charakter von Sportwettkämpfen von 
Vereinen und Trainingslagern haben, 

- gewerblich durchgeführt werden, 
- ausschließlich oder überwiegend religiösen, 

gewerkschaftlichen oder parteipolitischen 
Charakter tragen, 

- ihrem Charakter nach rein schulische Maß-
nahmen, 

- Maßnahmen von Einrichtungen der Kinderta-
gesbetreuung sind, 

- nicht für alle jungen Menschen offen angebo-
ten werden,  

- ihrem Charakter nach Dorf-, Stadtfeste, Jubi-
läen u. ä. sind sowie 

 
Leistungen nach den §§ 13 Absatz 2, 3 und 27 ff. 
SGB VIII ersetzen oder ergänzen. 

Nicht gefördert werden Veranstaltungen und Maß-
nahmen,  

- die den Charakter von Sportwettkämpfen 
von Vereinen und Trainingslagern haben, 

- gewerblich durchgeführt werden, 
- ausschließlich oder überwiegend religiösen, 

gewerkschaftlichen oder parteipolitischen 
Charakter tragen, 

- ihrem Charakter nach rein schulische Maß-
nahmen, 

- Maßnahmen von Einrichtungen der Kinder-
tagesbetreuung sind, 

- nicht für alle jungen Menschen offen ange-
boten werden,  

- ihrem Charakter nach Dorf-, Stadtfeste, Jubi-
läen u. ä. sind sowie 

Leistungen nach den §§ 13 Absatz 2, 3 und 27 ff. 
SGB VIII ersetzen oder ergänzen. 
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1.3 Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind: 

- Träger der freien Jugendhilfe,  
- amtsfreie Städte und Gemeinden im 

Landkreis sowie das Amt Dahme/Mark, 
- Jugendverbände 
- Jugendinitiativen 

1.3 Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind: 

- Träger der freien Jugendhilfe,  
- amtsfreie Städte und Gemeinden im Land-

kreis sowie das Amt Dahme/Mark, 
- Jugendverbände 
- Jugendinitiativen 

 

1.3 Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind: 

- Träger der freien Jugendhilfe,  
- amtsfreie Städte und Gemeinden im Land-

kreis sowie das Amt Dahme/Mark, 
- Jugendverbände 
- Jugendinitiativen 

 

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen 
Zielgruppe der zu fördernden Maßnahmen und 

Veranstaltungen sind: 
- junge Menschen, die ihren Hauptwohnsitz 

im Landkreis haben, 
- Ehrenamtliche (Förderbereich 2.3) und 

erwachsene Multiplikatoren (Förderbereich 2.4).  

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen 
Zielgruppe der zu fördernden Maßnahmen und Veran-

staltungen sind: 
- junge Menschen, die ihren Hauptwohnsitz im 

Landkreis haben, 
- Ehrenamtliche und 

erwachsene Multiplikatoren . 

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen 
Zielgruppe der zu fördernden Maßnahmen und Ver-

anstaltungen sind: 
- junge Menschen, die ihren Hauptwohnsitz im 

Landkreis haben, 
- Ehrenamtliche und 
- erwachsene Multiplikatoren.  

Der Zuwendungsempfänger gewährleistet, dass 
eine Vereinbarung zur Sicherstellung des Schutz-
auftrages auf der Grundlage der §§ 8a Absatz 4 
und 72a SGB VIII vorliegt. Angelehnt an § 72a 
SGB VIII erklären die Jugendinitiativen in einer 
Selbstverpflichtung, dass das Wohl und die 
Rechte der Kinder und Jugendlichen beachtet 
werden.  

Der Zuwendungsempfänger gewährleistet, dass eine 
Vereinbarung zur Sicherstellung des Schutzauftrages 
auf der Grundlage der §§ 8a Absatz 4 und 72a SGB 
VIII vorliegt. Angelehnt an § 72a SGB VIII erklären die 
Jugendinitiativen in einer Selbstverpflichtung, dass 
das Wohl und die Rechte der Kinder und Jugendli-
chen beachtet werden. 

Der Zuwendungsempfänger gewährleistet, dass eine 
Vereinbarung zur Sicherstellung des Schutzauftra-
ges auf der Grundlage der §§ 8a Absatz 4 und 72a 
SGB VIII vorliegt. Angelehnt an § 72a SGB VIII er-
klären die Jugendinitiativen in einer Selbstverpflich-
tung, dass das Wohl und die Rechte der Kinder und 
Jugendlichen beachtet werden.  

Bei Erstanträgen von Trägern der freien Jugend-
hilfe sind die Satzung des Trägers sowie das 
Gründungsprotokoll bzw. der Vereinsregisteraus-
zug den Antragsunterlagen beizufügen.  

Bei Erstanträgen von Trägern der freien Jugendhilfe 
sind die Satzung des Trägers sowie das Gründungs-
protokoll bzw. der Vereinsregisterauszug den Antrags-
unterlagen beizufügen. 

Bei Erstanträgen von Trägern der freien Jugendhilfe 
sind die Satzung des Trägers sowie das Gründungs-
protokoll bzw. der Vereinsregisterauszug den An-
tragsunterlagen beizufügen.  

Werden Förderanträge von Jugendinitiativen ge-
stellt, für die keine juristische Person als Träger 
fungiert, sind deren Anträge durch die zuständige 
Kommune zu befürworten. 

Werden Förderanträge von Jugendinitiativen gestellt, 
für die keine juristische Person als Träger fungiert, 
sind deren Anträge durch die zuständige Kommune zu 
befürworten. 

Werden Förderanträge von Jugendinitiativen gestellt, 
für die keine juristische Person als Träger fungiert, 
sind deren Anträge durch die zuständige Kommune 
zu befürworten. 

Die Förderung einer Fachkraft durch den Land-
kreis erfolgt, wenn die Fachkraft die fachliche Vo-
raussetzung für die geplante Maßnahme erfüllt 

Die Förderung einer Fachkraft durch den Landkreis 
erfolgt, wenn die Fachkraft die fachliche Vorausset-
zung für die geplante Maßnahme erfüllt und entspre-
chend der Qualitätsstandards tätig wird. 

Die Förderung einer Fachkraft durch den Landkreis 
erfolgt, wenn die Fachkraft die fachliche Vorausset-
zung für die geplante Maßnahme erfüllt und entspre-
chend der Qualitätsstandards tätig wird.  
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und entsprechend der Qualitätsstandards tätig 
wird.  

Der Einsatz von Mitteln der Europäischen Union 
(EU), des Bundes, des Landes und sonstige Mit-
tel von Dritten schließt eine Förderung über diese 
Richtlinie nicht aus, sofern entsprechende Förder-
richtlinien der EU, des Bundes oder des Landes 
dem nicht entgegenstehen.  

Der Einsatz von Mitteln der Europäischen Union (EU), 
des Bundes, des Landes und sonstige Mittel von Drit-
ten schließt eine Förderung über diese Richtlinie nicht 
aus, sofern entsprechende Förderrichtlinien der EU, 
des Bundes oder des Landes dem nicht entgegenste-
hen.  

Der Einsatz von Mitteln der Europäischen Union 
(EU), des Bundes, des Landes und sonstige Mittel 
von Dritten schließt eine Förderung über diese Richt-
linie nicht aus, sofern entsprechende Förderrichtli-
nien der EU, des Bundes oder des Landes dem nicht 
entgegenstehen.  

Eigenleistungen und Teilnehmerbeiträge sind vor-
rangig in Anspruch zu nehmen. Projekte und An-
gebote der Förderbereiche 2.2 bis 2.4 können in 
Kooperation mit anderen Partnern durchgeführt 
werden. Hat ein Zuwendungsempfänger die Ver-
wendung bereits gewährter Zuwendungen nicht 
gemäß den Allgemeine Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) 
und Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung an Gemeinden (AN-
Best-G) nachgewiesen, werden nachfolgende An-
träge abgelehnt. 

Eigenleistungen und Teilnehmerbeiträge sind vorran-
gig in Anspruch zu nehmen. Projekte und Angebote 
der Förderbereiche 2.3 bis 2.5 können in Kooperation 
mit anderen Partnern durchgeführt werden. Hat ein 
Zuwendungsempfänger die Verwendung bereits ge-
währter Zuwendungen nicht gemäß den Allgemeine 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektför-
derung (ANBest-P) und Allgemeine Nebenbestimmun-
gen für Zuwendungen zur Projektförderung an Ge-
meinden (ANBest-G) nachgewiesen, werden nachfol-
gende Anträge abgelehnt. 
 

Eigenleistungen und Teilnehmerbeiträge sind vor-
rangig in Anspruch zu nehmen. Projekte und Ange-
bote der Förderbereiche 2.2 bis 2.4 können in Ko-
operation mit anderen Partnern durchgeführt wer-
den. Hat ein Zuwendungsempfänger die Verwen-
dung bereits gewährter Zuwendungen nicht gemäß 
den Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendun-
gen zur Projektförderung (ANBest-P) und Allge-
meine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung an Gemeinden (ANBest-G) nach-
gewiesen, werden nachfolgende Anträge abgelehnt. 
 

1.5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Zuwendungsart:  Projektförderung 
Finanzierungsart:  Festbetrags- oder 

Anteilfinanzierung  
Form der Zuwendung: Zuschuss 
Umfang der Zuwendung:  Der Umfang ergibt 

sich aus den  
Förderbereichen 2.1 

- 2.4 
Die entsprechende Finanzierungsart ist in den 
einzelnen Förderbereichen aufgeführt. 

1.5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Zuwendungsart:  Projektförderung 
Finanzierungsart:  Festbetrags- oder Anteil-

finanzierung  
Form der Zuwendung: Zuschuss 
Umfang der Zuwendung:  Der Umfang ergibt sich 

aus den  
Förderbereichen 2.1 - 

2.5 
Die entsprechende Finanzierungsart ist in den einzel-
nen Förderbereichen aufgeführt. 
 

1.5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Zuwendungsart:  Projektförderung 
Finanzierungsart:  Festbetrags- oder An-

teilfinanzierung  
Form der Zuwendung: Zuschuss 
Umfang der Zuwendung:  Der Umfang ergibt sich 

aus den  
Förderbereichen 2.1 - 

2.4 
Die entsprechende Finanzierungsart ist in den ein-
zelnen Förderbereichen aufgeführt. 
 

 
1.6 Verfahren 
Antragsverfahren 

 
1.6 Verfahren 
Antragsverfahren 

 
1.6 Verfahren 
Antragsverfahren 
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Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind 
beim Landkreis Teltow-Fläming, Jugendamt, Am 
Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde fristgerecht 
schriftlich einzureichen. Für die Antragstellung 
sind die entsprechenden Antragsformulare des 
Jugendamtes zu verwenden. Die Antragsfristen 
sind in den jeweiligen Förderbereichen festgelegt. 
Mit der beantragten Maßnahme darf erst nach Er-
halt des Zuwendungsbescheides begonnen wer-
den. In den Förderbereichen 2.1,  
und 2.4 kann der vorzeitige Beginn der Maß-
nahme auf Antrag zugelassen werden. 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind beim 
Landkreis Teltow-Fläming, Jugendamt, Am Nuthefließ 
2, 14943 Luckenwalde fristgerecht schriftlich einzu-
reichen. Für die Antragstellung sind die entsprechen-
den Antragsformulare des Jugendamtes zu verwen-
den. Die Antragsfristen sind in den jeweiligen Förder-
bereichen festgelegt. 
Mit der beantragten Maßnahme darf erst nach Erhalt 
des Zuwendungsbescheides begonnen werden. In 
den Förderbereichen 2.1,  
und 2.5 kann der vorzeitige Beginn der Maßnahme 
auf Antrag zugelassen werden. 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind beim 
Landkreis Teltow-Fläming, Jugendamt, Am 
Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde fristgerecht schrift-
lich einzureichen. Für die Antragstellung sind die 
entsprechenden Antragsformulare des Jugendamtes 
zu verwenden. Die Antragsfristen sind in den jeweili-
gen Förderbereichen festgelegt. 
Mit der beantragten Maßnahme darf erst nach Erhalt 
des Zuwendungsbescheides begonnen werden. In 
den Förderbereichen 2.1,  
und 2.4 kann der vorzeitige Beginn der Maßnahme 
auf Antrag zugelassen werden. 

Bewilligungsverfahren 
Der Antragsteller erhält nach Prüfung der An-
tragsunterlagen einen Zuwendungs- oder Ableh-
nungsbescheid. Der Zuwendungsbescheid kann 
mit Auflagen und Bedingungen versehen werden. 
Der Zuwendungsbescheid ist nur für das Haus-
haltsjahr gültig, für das die Zuwendung bewilligt 
wurde und löst keine Ansprüche für eine Folgeför-
derung in den nächsten Jahren aus. Die allgemei-
nen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-G und ANBest-P) sind 
Bestandteil des Zuwendungsbescheides und gel-
ten entsprechend. 

Bewilligungsverfahren 
Der Antragsteller erhält nach Prüfung der Antragsun-
terlagen einen Zuwendungs- oder Ablehnungsbe-
scheid. Der Zuwendungsbescheid kann mit Auflagen 
und Bedingungen versehen werden. Der Zuwen-
dungsbescheid ist nur für das Haushaltsjahr gültig, für 
das die Zuwendung bewilligt wurde und löst keine An-
sprüche für eine Folgeförderung in den nächsten Jah-
ren aus. Die allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen zur Projektförderung (ANBest-G und AN-
Best-P) sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides 
und gelten entsprechend. 

Bewilligungsverfahren 
Der Antragsteller erhält nach Prüfung der Antragsun-
terlagen einen Zuwendungs- oder Ablehnungsbe-
scheid. Der Zuwendungsbescheid kann mit Auflagen 
und Bedingungen versehen werden. Der Zuwen-
dungsbescheid ist nur für das Haushaltsjahr gültig, 
für das die Zuwendung bewilligt wurde und löst keine 
Ansprüche für eine Folgeförderung in den nächsten 
Jahren aus. Die allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-G 
und ANBest-P) sind Bestandteil des Zuwendungsbe-
scheides und gelten entsprechend. 

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 
Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt grund-
sätzlich nach Mittelanforderung unter Verwen-
dung des dem Zuwendungsbescheid beigefügten 
Vordruckes, jedoch erst nach Bestandskraft des 
Bescheides. Die Auszahlung kann durch Rechts-
mittelverzicht beschleunigt werden. Zuwendungen 
werden nicht eher ausgezahlt, als sie voraussicht-
lich innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung 
für fällige Zahlungen im Rahmen des Verwen-
dungszwecks verwendet werden.  

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 
Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt grundsätzlich 
nach Mittelanforderung unter Verwendung des dem 
Zuwendungsbescheid beigefügten Vordruckes, jedoch 
erst nach Bestandskraft des Bescheides. Die Auszah-
lung kann durch Rechtsmittelverzicht beschleunigt 
werden. Zuwendungen werden nicht eher ausgezahlt, 
als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten 
nach Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen 
des Verwendungszwecks verwendet werden.  

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 
Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt grundsätzlich 
nach Mittelanforderung unter Verwendung des dem 
Zuwendungsbescheid beigefügten Vordruckes, je-
doch erst nach Bestandskraft des Bescheides. Die 
Auszahlung kann durch Rechtsmittelverzicht be-
schleunigt werden. Zuwendungen werden nicht eher 
ausgezahlt, als sie voraussichtlich innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen 
im Rahmen des Verwendungszwecks verwendet 
werden.  
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Verwendungsnachweisverfahren 
Der Verwendungsnachweis ist innerhalb von 6 
Wochen nach Beendigung der Maßnahme dem 
Landkreis vorzulegen, sofern keine andere Frist 
gesetzt wurde.  

Verwendungsnachweisverfahren 
Der Verwendungsnachweis ist innerhalb von 6 Wo-
chen nach Beendigung der Maßnahme dem Landkreis 
vorzulegen, sofern keine andere Frist gesetzt wurde.  

Verwendungsnachweisverfahren 
Der Verwendungsnachweis ist innerhalb von 6 Wo-
chen nach Beendigung der Maßnahme dem Land-
kreis vorzulegen, sofern keine andere Frist gesetzt 
wurde.  

Der Verwendungsnachweis besteht aus:  
- einem Sachbericht und  
- einem zahlenmäßigen Nachweis  

entsprechend der Regelungen für die einzelnen 
Förderbereiche.  

Der Verwendungsnachweis besteht aus:  
- einem Sachbericht und  
- einem zahlenmäßigen Nachweis  

entsprechend der Regelungen für die einzelnen För-
derbereiche.  

Der Verwendungsnachweis besteht aus:  
- einem Sachbericht und  
- einem zahlenmäßigen Nachweis  

entsprechend der Regelungen für die einzelnen För-
derbereiche.  

Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass 
die im zahlenmäßigen Nachweis enthaltenen An-
gaben richtig sind, die Ausgaben notwendig wa-
ren sowie wirtschaftlich und sparsam verfahren 
worden ist. Die Unterlagen und Originalbelege 
sind für zehn Jahre aufzubewahren. Innerhalb der 
Aufbewahrungszeit hat der Landkreis das Recht, 
Einsicht in die Unterlagen und Originalbelege zu 
nehmen.  

Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die 
im zahlenmäßigen Nachweis enthaltenen Angaben 
richtig sind, die Ausgaben notwendig waren sowie 
wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist. Die 
Unterlagen und Originalbelege sind für zehn Jahre 
aufzubewahren. Innerhalb der Aufbewahrungszeit hat 
der Landkreis das Recht, Einsicht in die Unterlagen 
und Originalbelege zu nehmen.  
 

Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die 
im zahlenmäßigen Nachweis enthaltenen Angaben 
richtig sind, die Ausgaben notwendig waren sowie 
wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist. Die 
Unterlagen und Originalbelege sind für zehn Jahre 
aufzubewahren. Innerhalb der Aufbewahrungszeit 
hat der Landkreis das Recht, Einsicht in die Unterla-
gen und Originalbelege zu nehmen.  
 

1.7 Zu beachtende Vorschriften  
Die Zuwendung ist nur für den bewilligten Zweck 

einzusetzen. Auf die Mitteilungspflichten des 
Zuwendungsempfängers gemäß ANBest-G 
und ANBest-P wird hingewiesen. Die Zuwen-
dung ist ganz oder teilweise zu erstatten, 
wenn der Zuwendungsbescheid mit Wirkung 
für die Vergangenheit zurückgenommen, wi-
derrufen oder sonst unwirksam wird. 

1.7 Zu beachtende Vorschriften  
Die Zuwendung ist nur für den bewilligten Zweck ein-

zusetzen. Auf die Mitteilungspflichten des Zuwen-
dungsempfängers gemäß ANBest-G und ANBest-
P wird hingewiesen. Die Zuwendung ist ganz oder 
teilweise zu erstatten, wenn der Zuwendungsbe-
scheid mit Wirkung für die Vergangenheit zurück-
genommen, widerrufen oder sonst unwirksam 
wird. 

1.7 Zu beachtende Vorschriften  
Die Zuwendung ist nur für den bewilligten Zweck ein-

zusetzen. Auf die Mitteilungspflichten des Zu-
wendungsempfängers gemäß ANBest-G und 
ANBest-P wird hingewiesen. Die Zuwendung ist 
ganz oder teilweise zu erstatten, wenn der Zu-
wendungsbescheid mit Wirkung für die Vergan-
genheit zurückgenommen, widerrufen oder sonst 
unwirksam wird. 

Dies gilt insbesondere, wenn: 
- eine auflösende Bedingung eingetreten 

ist (nachträgliche Ermäßigung der Ausga-
ben oder Änderung der Finanzierung), 

- die bewilligten Mittel nicht für den bean-
tragten Zweck verwendet bzw. die Frist 
der zeitlichen Bindung nicht eingehalten 
wurde/n, 

Dies gilt insbesondere, wenn: 
- eine auflösende Bedingung eingetreten ist 

(nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben o-
der Änderung der Finanzierung), 

- die bewilligten Mittel nicht für den beantragten 
Zweck verwendet bzw. die Frist der zeitlichen 
Bindung nicht eingehalten wurde/n, 

Dies gilt insbesondere, wenn: 
- eine auflösende Bedingung eingetreten ist 

(nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben o-
der Änderung der Finanzierung), 

- die bewilligten Mittel nicht für den beantrag-
ten Zweck verwendet bzw. die Frist der zeit-
lichen Bindung nicht eingehalten wurde/n, 
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- die Verwendung der Mittel trotz Aufforde-
rung nicht oder nicht ordnungsgemäß 
nachgewiesen wurde, 

- die Zuwendung durch unrichtige und un-
vollständige Angaben erwirkt wurde, 

- Bestimmungen dieser Richtlinie nicht be-
achtet wurden, 

- die im Bewilligungsbescheid erteilten Auf-
lagen nicht erfüllt wurden, 

weniger Teilnehmer im Nachweis aufgeführt sind, 
als ursprünglich angegeben.  

- die Verwendung der Mittel trotz Aufforderung 
nicht oder nicht ordnungsgemäß nachgewie-
sen wurde, 

- die Zuwendung durch unrichtige und unvoll-
ständige Angaben erwirkt wurde, 

- Bestimmungen dieser Richtlinie nicht beachtet 
wurden, 

- die im Bewilligungsbescheid erteilten Auflagen 
nicht erfüllt wurden, 

weniger Teilnehmer im Nachweis aufgeführt sind, als 
ursprünglich angegeben.  

- die Verwendung der Mittel trotz Aufforderung 
nicht oder nicht ordnungsgemäß nachgewie-
sen wurde, 

- die Zuwendung durch unrichtige und unvoll-
ständige Angaben erwirkt wurde, 

- Bestimmungen dieser Richtlinie nicht beach-
tet wurden, 

- die im Bewilligungsbescheid erteilten Aufla-
gen nicht erfüllt wurden, 

weniger Teilnehmer im Nachweis aufgeführt sind, als 
ursprünglich angegeben.  

Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 
49a Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG) mit fünf Prozentpunkten über dem Basis-
zinssatz nach § 247 BGB jährlich zu verzinsen. 

Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 49a 
Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) mit 
fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 
247 BGB jährlich zu verzinsen. 
 

Der Erstattungsanspruch ist nach Maßgabe des § 
49a Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
nach § 247 BGB jährlich zu verzinsen. 
 

2. Förderbereiche 
2.1 Förderung der Ausgaben für sozialpädago-

gische Arbeitsplätze  
Gefördert werden Ausgaben für Personal- und 
Personalnebenkosten für sozialpädagogische 
Fachkräfte in der Jugendarbeit, der Jugendsozial-
arbeit und des erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutzes des Landkreises Teltow-Fläming 
(sozialpädagogische Arbeitsplätze) auf der 
Grundlage der bedarfsgerechten Verteilung der 
Personalstellen im Landkreis Teltow-Fläming.  

2. Förderbereiche 
2.1 Förderung der Ausgaben für sozialpädagogi-

sche Arbeitsplätze  
Gefördert werden Ausgaben für Personal- und Perso-
nalnebenkosten für sozialpädagogische Fachkräfte in 
der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des er-
zieherischen Kinder- und Jugendschutzes des Land-
kreises Teltow-Fläming (sozialpädagogische Arbeits-
plätze) auf der Grundlage der bedarfsgerechten Ver-
teilung der Personalstellen im Landkreis Teltow-Flä-
ming.  

2. Förderbereiche 
2.1 Förderung der Ausgaben für sozialpädagogi-

sche Arbeitsplätze  
Gefördert werden Ausgaben für Personal- und Per-
sonalnebenkosten für sozialpädagogische Fach-
kräfte in der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit 
und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes 
des Landkreises Teltow-Fläming (sozialpädagogi-
sche Arbeitsplätze) auf der Grundlage der bedarfs-
gerechten Verteilung der Personalstellen im Land-
kreis Teltow-Fläming.  

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung für Ausgaben der Personal- und 
Personalnebenkosten wird in Form einer Anteilfi-
nanzierung der zuwendungsfähigen Gesamtaus-
gaben als Zuschuss gewährt. 
Darin sind die Mittel des Landes Brandenburg zur 
Förderung von Personalausgaben für sozialpäda-
gogische Fachkräfte enthalten. 

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung für Ausgaben der Personal- und Per-
sonalnebenkosten wird in Form einer Anteilfinanzie-
rung der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben als 
Zuschuss gewährt. 
Darin sind die Mittel des Landes Brandenburg zur För-
derung von Personalausgaben für sozialpädagogische 
Fachkräfte enthalten. 

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung für Ausgaben der Personal- und 
Personalnebenkosten wird in Form einer Anteilfinan-
zierung der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben 
als Zuschuss gewährt. 
Darin sind die Mittel des Landes Brandenburg zur 
Förderung von Personalausgaben für sozialpädago-
gische Fachkräfte enthalten. 
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Gefördert werden Personalkosten, Sachkosten 
und Gemeinkosten ausgehend von 1,0 Voll-
zeiteinheit (VZE):  
- der Jugend- und Jugendsozialarbeit an 

kreiseigenen Einrichtungen i. H. v. 100 % 
der zuwendungsfähigen Personalkosten, 
Sachkosten und Gemeinkosten, 

- Angebote der Jugend- und Jugendsozial-
arbeit für junge Geflüchtete (insbeson-
dere in Kommunen mit Übergangswohn-
heimen) i. H. v. 100 % der zuwendungsfä-
higen Personalkosten, Sachkosten und 
Gemeinkosten,  

- im Rahmen eines unvorhergesehenen 
Bedarfs i. H. v. 60 % der zuwendungsfä-
higen Personalkosten, Sachkosten und 
Gemeinkosten in Verbindung mit einer 
Beteiligung der Kommune an der Förde-
rung i. H. v. von 40 %, gemäß § 80 Ab-
satz 1 Ziffer 3 SGB VIII,  

- der Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit 
und Jugendsozialarbeit i. H. v. 60 % der 
zuwendungsfähigen Personalkosten, 
Sachkosten und Gemeinkosten, in Ver-
bindung mit einer Beteiligung der Kom-
mune an der Förderung i. H. v. von 40 % 
(bei Sozialarbeit an Grundschulen maxi-
male Förderung von 0,5 VZE). 

Gefördert werden Personal- und Personalnebenkos-
ten ausgehend von 1,0 Vollzeiteinheiten (VZE):  
- der Jugend- und Jugendsozialarbeit an kreis-

eigenen Einrichtungen i. H. v. 100 % der zu-
wendungsfähigen Personalausgaben, 

- Angebote der Jugend- und Jugendsozialarbeit 
für junge Geflüchtete (insbesondere in Kom-
munen mit Übergangswohnheimen) i. H. v. 
100 % der zuwendungsfähigen Personalaus-
gaben,  
 

- im Rahmen eines unvorhergesehenen Be-
darfs i. H. v. 60 % der zuwendungsfähigen 
Personalkosten in Verbindung mit einer Betei-
ligung der Kommune an der Förderung i. H. v. 
von 40 %, gemäß § 80 Absatz 1 Ziffer 3 SGB 
VIII,  

- der Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit und 
Jugendsozialarbeit i. H. v. 60 % der zuwen-
dungsfähigen Personalkosten, in Verbindung 
mit einer Beteiligung der Kommune an der 
Förderung i. H. v. von 40 %  

- Schulsozialarbeit des öffentlichen Trägers 
eine maximale Förderung von 0,5 VZE 

Gefördert werden Personal- und Personalnebenkos-
ten ausgehend von 1,0 Vollzeiteinheiten (VZE):  
- der Jugend- und Jugendsozialarbeit an 

kreiseigenen Einrichtungen i. H. v. 100 % 
der zuwendungsfähigen Personal- und Per-
sonalnebenkosten, 

- Angebote der Jugend- und Jugendsozialar-
beit für junge Geflüchtete (insbesondere in 
Kommunen mit Übergangswohnheimen)  i. 
H. v. 100 % der zuwendungsfähigen Perso-
nal- und Personalnebenkosten,  

- im Rahmen eines unvorhergesehenen Be-
darfs i. H. v. 60 % der zuwendungsfähigen 
Personal- und Personalnebenkosten in Ver-
bindung mit einer Beteiligung der Kommune 
an der Förderung i. H. v. von 40 %, gemäß § 
80 Absatz 1 Ziffer 3 SGB VIII,  

- der Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit und 
Jugendsozialarbeit i. H. v. 60 % der zuwen-
dungsfähigen Personal- und Personalneben-
kosten, in Verbindung mit einer Beteiligung 
der Kommune an der Förderung i. H. v. von 
40 %  

- Schulsozialarbeit des öffentlichen Trägers 
eine maximale Förderung von 0,5 VZE (pro-
zentuale Verteilung 60/40 %) 

Für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Perso-
nalkosten gelten im Hinblick auf das Besserstel-
lungsverbot die vertraglichen Regelungen des 
geltenden Tarifvertrages für den öffentlichen 
Dienst (TVöD) als Obergrenze. 

Für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Personal-
kosten gelten im Hinblick auf das Besserstellungsver-
bot die vertraglichen Regelungen des geltenden 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD-SuE) 
als Obergrenze. 

Für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Personal-
kosten gelten im Hinblick auf das Besserstellungs-
verbot die vertraglichen Regelungen des geltenden 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD-
SuE) als Obergrenze. 

 Für jede geförderte Personalstelle wird pro Jahr eine 
Verwaltungspauschale von 10 % der vom Landkreis 
Teltow-Fläming geförderten Zuwendung für direkte 
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Personalkosten gezahlt. In der Verwaltungspauschale 
können folgende Kosten des Verwaltungsbedarfs be-
rücksichtigt werden: 
 

- Kosten der Leitung und Verwaltung des Trä-
gers (Geschäftsleitung,  

- Verwaltungspersonal und Fachanleitung) 
- Büromiete und Betriebskosten 
- Verwaltungsgemeinkosten (Bürobedarf, Tele-

fon-, Internet- und Portogebühren, Reisekos-
ten, IT-Kosten, Rundfunkbeitrag, Fachliteratur) 

- Externe Verwaltungsleistungen (Lohn- und Ge-
haltsabrechnung) 

- Beratungs-, Prüfungs-, Gerichts- und Anwalts-
kosten 

- Verbandsbeiträge 
- Arbeitsschutz (Arbeitssicherheit, Arbeitshygi-

ene, Arbeitsmedizinischer 
- Dienst, Brandschutz, Ersthelfer) 
- Kosten für querschnittliche Aufgaben (Pla-

nung, Steuerung und 
- Kontrolle, Qualitätsmanagement) 
- Versicherungen 

 
Kosten, die für die Verwaltungspauschale geltend ge-
macht werden, dürfen nicht in anderen Bereichen ab-
gerechnet werden. 
 

 
 
Die Sach- und Gemeinkosten werden als Pau-
schale in Höhe von  

- 12.000 Euro für Jugendarbeit, Jugendko-
ordination, Jugendarbeit in den Ortsteilen 
in einer Jugendfreizeitstätte  

 
 
Förderung der Ausgaben für Sachkosten 
Gefördert werden Sachkosten einer vom Landkreis 
geförderten Personalstelle, die dem Anstellungsträger 
bei der Durchführung der Maßnahme entstehen. 
 
Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

 
 
Förderung weiterer Projektkosten 
 
Für alle restlichen Ausgaben (Gemein-, Sach-, Be-
triebskosten), die dem Antragsteller bei der Durch-
führung der Maßnahme entstehen, wird eine Pau-
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- 10.000 Euro für Jugendarbeit, Mobile Ju-
gendarbeit, Streetwork, Jugendkoordina-
tion, Jugendarbeit in den Ortsteilen, Ju-
gendberatung, Jugendarbeit mit jungen 
Geflüchteten, Fachstelle Internationale Ju-
gendbegegnung und unvorhergesehener 
Bedarf ohne Jugendfreizeitstätte 

- 7.000 Euro für Schulsozialarbeit, Eltern-
Medien-Beratung 

gemessen an 1,0 VZE auf Grundlage der jeweili-
gen prozentualen Verteilung (60/40 % oder 100 
%, siehe oben) gefördert.  

Die Zuwendung wird in Form der Anteilfinanzierung 
als Zuschuss gewährt.  
Der Umfang der Zuwendung ergibt sich aus der Be-
messungsgrundlage für Sach- und Betriebsausgaben. 
Gemessen an 1,0 VZE werden auf Grundlage der je-
weiligen prozentualen Verteilung (60/40 %) gefördert.   
Ausnahmen bilden durch den Landkreis selbst vorge-
haltene Angebote. Hier erfolgt die Zuwendung zu 100 
%.  
 
Höhe der Bemessungsgrundlage:  

- 4.000 Euro Pauschale für Jugendarbeit, Ju-
gendkoordination, Jugendarbeit in den Ortstei-
len, Mobile Jugendarbeit, Streetwork, Jugend-
beratung, Jugendarbeit mit jungen Geflüchte-
ten, Fachstelle Internationale Jugendbegeg-
nung, unvorhergesehener Bedarf, Eltern-Me-
dien-Beratung und Schulsozialarbeit. 
 

  

schale von bis zu 25 Prozent der förderfähigen direk-
ten Personalausgaben gefördert. 
In der Pauschale sind alle verbleibenden projektbe-
zogenen Ausgaben enthalten, einschließlich der 
Ausgaben für Supervision/Beratung des im Projekt 
eingesetzten pädagogischen Personals sowie der 
Betriebskosten für Unterrichtsräume und Werkstät-
ten außerhalb der Schule. 
 
 
Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form der Anteilfinanzierung 
als Zuschuss gewährt.  
Gefördert werden Gemein-, Sach- und Betriebsaus-
gaben. 
Die Höhe der Zuwendung ergibt sich aus der Be-
messungsgrundlage von 1,0 VZE und der jeweiligen 
prozentualen Verteilung (60/40 % Kreis/Kommune 
oder 100 % Kreis).   
 
Höhe der Bemessungsgrundlage:  

- bis zu 25 % gemessen an 1 VZE (TVÖD-
SUE) für Jugendarbeit, Jugendkoordination, 
Jugendarbeit in den Ortsteilen mit einer Ju-
gendfreizeitstätte, sofern dem Träger hierfür 

Betriebskosten bis zu einer Höhe von 
2.000,00 € entstehen, verringert sich die 
Pauschale auf 21 %.   

- bis zu 21 % gemessen an 1 VZE (TVÖD-
SUE) für Jugendarbeit, Mobile Jugendarbeit, 
Streetwork, Jugendkoordination, Jugendar-
beit in den Ortsteilen, Jugendberatung, Ju-
gendarbeit mit jungen Geflüchteten, Fach-
stelle Internationale Jugendbegegnung und 
unvorhergesehener Bedarf ohne Jugend-
freizeitstätte . 
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- bis zu 15% gemessen an 1 VZE (TVÖD-
SUE) für Schulsozialarbeit und Eltern-Me-
dien-Berater.  

Verfahren 
Antragsfrist: 

- 31.10. des Kalenderjahres für das Folge-
jahr, 

bei Erstanträgen 1 Monat vor Beginn der Maß-
nahme 

Verfahren 
Antragsfrist: 
31.10. des Kalenderjahres für das Folgejahr, 
bei Erstanträgen 1 Monat vor Beginn der Maßnahme 

Verfahren 
Antragsfrist: 
31.10. des Kalenderjahres für das Folgejahr, 
bei Erstanträgen 1 Monat vor Beginn der Maßnahme 

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Fi-

nanzierungsplan und Aufschlüsselung der 
Personalkosten),  

- Jahresarbeitsplan und 
bei Erstantrag bzw. Neubesetzung der Personal-
stelle die Vorlage eines Personalbogens und 
Qualifikationsnachweises des Stelleninhabers.  

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Finanzie-

rungsplan und Aufschlüsselung der Personal-
kosten),  

- Jahresarbeitsplan und 
bei Erstantrag bzw. Neubesetzung der Personalstelle 
die Vorlage eines Personalbogens und Qualifikations-
nachweises des Stelleninhabers.  

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan und Aufschlüsselung der Per-
sonalkosten),  

- Jahresarbeitsplan und 
bei Erstantrag bzw. Neubesetzung der Personal-
stelle die Vorlage eines Personalbogens und Qualifi-
kationsnachweises des Stelleninhabers.  

Verwendungsnachweis: 
- Nachweiserbringung bis zum 28.02. des 

Folgejahres, 
- Grundformular,  

Kopie des ausgefüllten Fragebogens des 
Landes Brandenburg,  
 

Kopie des ausgefüllten Sachberichtsbogens des 
Landkreises (das Berichtswesen erfolgt direkt 
über Interneteingabe). 

Verwendungsnachweis: 
- Nachweiserbringung bis zum 28.02. des 

Folgejahres, 
- Grundformular,  
- Kopie des ausgefüllten Fragebogens des Lan-

des Brandenburg,  
 
Kopie des ausgefüllten Sachberichtsbogens des 
Landkreises (das Berichtswesen erfolgt direkt über In-
terneteingabe). 

Verwendungsnachweis: 
- Nachweiserbringung bis zum 28.02. des 

Folgejahres, 
- Grundformular,  
- Kopie des ausgefüllten Fragebogens des 

Landes Brandenburg,  
 
Kopie des ausgefüllten Sachberichtsbogens des 
Landkreises (das Berichtswesen erfolgt direkt über 
Interneteingabe). 

 2.2 Betriebskosten für Jugendeinrichtungen   
Für Jugendeinrichtungen werden Betriebskosten von 
bis zu 15.000 Euro als Höchstgrenze pro Jahr in Form 
einer Anteilsfinanzierung gewährt. Voraussetzung ist, 
dass eine Förderung über Punkt 2.1 erfolgt. Bei Sozi-
alarbeit an Schule ist keine Förderung von Betriebs-
kosten möglich. Die Betriebskosten sind nach dem tat-
sächlichen Bedarf zu berechnen. 
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Zuwendungsfähige Ausgaben für Betriebskosten sind: 
- Wasser/Abwasser,  
- Müll,  
- Energie, Brennstoffe,  
- Miete und Pacht für Gebäude, Mobiliar und 

technische Geräte,  
- Steuern, Abgaben und Versicherungen, 
- Kosten für Instandhaltung und Instandsetzung, 

(keine werterhöhenden Maßnahmen),  
- Reinigungsmittel. 

 

 Verfahren 
Antragsfrist: 
31.10. des Kalenderjahres für das Folgejahr, 
bei Erstanträgen 1 Monat vor Beginn der Maßnahme 

 

 Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Finanzie-

rungsplan).  

  

 Verwendungsnachweis: 
- Nachweiserbringung bis zum 28.02. des 

Folgejahres, 
- Grundformular.  

 

2.2 Förderung der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit  
Die Projekte sollen sich inhaltlich an § 11 Absatz 
3 SGB VIII orientieren und an den Interessen jun-
ger Menschen anknüpfen. Junge Menschen wer-
den durch aktive Mitgestaltung an diesen Projek-
ten zur Selbstbestimmung befähigt, zur gesell-
schaftlichen Mitverantwortung und zum sozialen 
Engagement angeregt. Die Projekte müssen als 
Gruppenaktivität mindestens 6 Teilnehmer umfas-
sen. 

2.3 Förderung der offenen Kinder- und Jugend-
arbeit  

Die Projekte sollen sich inhaltlich an § 11 Absatz 3 
SGB VIII orientieren und an den Interessen junger 
Menschen anknüpfen. Junge Menschen werden durch 
aktive Mitgestaltung an diesen Projekten zur Selbstbe-
stimmung befähigt, zur gesellschaftlichen Mitverant-
wortung und zum sozialen Engagement angeregt. Die 
Projekte müssen als Gruppenaktivität mindestens 6 
Teilnehmer umfassen. 

2.2 Förderung der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit  

Die Projekte sollen sich inhaltlich an § 11 Absatz 3 
SGB VIII orientieren und an den Interessen junger 
Menschen anknüpfen. Junge Menschen werden 
durch aktive Mitgestaltung an diesen Projekten zur 
Selbstbestimmung befähigt, zur gesellschaftlichen 
Mitverantwortung und zum sozialen Engagement an-
geregt. Die Projekte müssen als Gruppenaktivität 
mindestens 6 Teilnehmer umfassen. 

Gefördert werden folgende Angebote/Projekte:  
 

Gefördert werden folgende Angebote/Projekte:  
 
 

Gefördert werden folgende Angebote/Projekte:  
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1. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Gesellig-
keit 
Träger und Vereine können, sowohl Träger- als 
auch einrichtungsübergreifend, sozialräumliche 
Projekte und Angebote gemeinsam durchführen 
und darüber hinaus andere Akteure des Sozial-
raumes einbeziehen. 
Die Projekte und Angebote sollen Spaß machen 
und die Gelegenheit bieten, Gleichaltrige bzw. -
gesinnte zu treffen. Das Angebot bietet jungen 
Menschen die Gelegenheit, untereinander und mit 
den Fachkräften in Kontakt zu treten. Es bietet 
aber gleichzeitig auch die Möglichkeit für weiter-
führende Gespräche. 

1. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit 
Träger und Vereine können, sowohl Träger- als auch 
einrichtungsübergreifend, sozialräumliche Projekte 
und Angebote gemeinsam durchführen und darüber 
hinaus andere Akteure des Sozialraumes einbezie-
hen. 
Die Projekte und Angebote sollen Spaß machen und 
die Gelegenheit bieten, Gleichaltrige bzw. -gesinnte 
zu treffen. Das Angebot bietet jungen Menschen die 
Gelegenheit, untereinander und mit den Fachkräften 
in Kontakt zu treten. Es bietet aber gleichzeitig auch 
die Möglichkeit für weiterführende Gespräche. 

1. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit 
Träger und Vereine können, sowohl Träger- als auch 
einrichtungsübergreifend, sozialräumliche Projekte 
und Angebote gemeinsam durchführen und darüber 
hinaus andere Akteure des Sozialraumes einbezie-
hen. 
Die Projekte und Angebote sollen Spaß machen und 
die Gelegenheit bieten, Gleichaltrige bzw. -gesinnte 
zu treffen. Das Angebot bietet jungen Menschen die 
Gelegenheit, untereinander und mit den Fachkräften 
in Kontakt zu treten. Es bietet aber gleichzeitig auch 
die Möglichkeit für weiterführende Gespräche. 

2. Jugendinitiativen 
Jugendinitiativen sind lockere Interessenzusam-
menschlüsse von Jugendlichen ohne feste Orga-
nisationsstrukturen. 
Eine Förderung erfolgt, wenn Projekte von jungen 
Menschen selbst organisiert, gemeinschaftlich ge-
staltet und eigenverantwortlich durchgeführt wer-
den. Die jungen Menschen sollen durch ihre ak-
tive Gestaltung dieser Projekte zur Selbstbestim-
mung befähigt, zur gesellschaftlichen Mitverant-
wortung und zum sozialen Engagement angeregt 
werden. 

2. Jugendinitiativen 
Jugendinitiativen sind lockere Interessenzusammen-
schlüsse von Jugendlichen ohne feste Organisations-
strukturen. 
Eine Förderung erfolgt, wenn Projekte von jungen 
Menschen selbst organisiert, gemeinschaftlich gestal-
tet und eigenverantwortlich durchgeführt werden. Die 
jungen Menschen sollen durch ihre aktive Gestaltung 
dieser Projekte zur Selbstbestimmung befähigt, zur 
gesellschaftlichen Mitverantwortung und zum sozialen 
Engagement angeregt werden. 

2. Jugendinitiativen 
Jugendinitiativen sind lockere Interessenzusammen-
schlüsse von Jugendlichen ohne feste Organisati-
onsstrukturen. 
Eine Förderung erfolgt, wenn Projekte von jungen 
Menschen selbst organisiert, gemeinschaftlich ge-
staltet und eigenverantwortlich durchgeführt werden. 
Die jungen Menschen sollen durch ihre aktive Ge-
staltung dieser Projekte zur Selbstbestimmung befä-
higt, zur gesellschaftlichen Mitverantwortung und 
zum sozialen Engagement angeregt werden. 

3. Außerschulische Jugendbildung 
Bildungsveranstaltungen im Rahmen der außer-
schulischen Bildung tragen zur Persönlichkeits-
entwicklung junger Menschen bei. Jungen Men-
schen wird damit die Gelegenheit gegeben, sich 
mit lebensweltbezogenen Aspekten der eigenen 
Person, der Gesellschaft und der Umwelt differen-
ziert auseinanderzusetzen. Gefördert werden the-
men- und erlebnisorientierte Angebote, wie z. B. 
allgemeine, politische, soziale, gesundheitliche, 

3. Außerschulische Jugendbildung 
Bildungsveranstaltungen im Rahmen der außerschuli-
schen Bildung tragen zur Persönlichkeitsentwicklung 
junger Menschen bei. Jungen Menschen wird damit 
die Gelegenheit gegeben, sich mit lebensweltbezoge-
nen Aspekten der eigenen Person, der Gesellschaft 
und der Umwelt differenziert auseinanderzusetzen. 
Gefördert werden themen- und erlebnisorientierte An-
gebote, wie z. B. allgemeine, politische, soziale, ge-

3. Außerschulische Jugendbildung 
Bildungsveranstaltungen im Rahmen der außerschu-
lischen Bildung tragen zur Persönlichkeitsentwick-
lung junger Menschen bei. Jungen Menschen wird 
damit die Gelegenheit gegeben, sich mit lebenswelt-
bezogenen Aspekten der eigenen Person, der Ge-
sellschaft und der Umwelt differenziert auseinander-
zusetzen. Gefördert werden themen- und erlebnisori-
entierte Angebote, wie z. B. allgemeine, politische, 
soziale, gesundheitliche, kulturelle, naturkundliche 
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kulturelle, naturkundliche und technische Bildung. 
Diese Angebote erfolgen mit fachlicher Begleitung 
und können z. B. als Seminare, Workshops und 
Aktionstage durchgeführt werden.  

sundheitliche, kulturelle, naturkundliche und techni-
sche Bildung. Diese Angebote erfolgen mit fachlicher 
Begleitung und können z. B. als Seminare, Work-
shops und Aktionstage durchgeführt werden.  

und technische Bildung. Diese Angebote erfolgen 
mit fachlicher Begleitung und können z. B. als Semi-
nare, Workshops und Aktionstage durchgeführt wer-
den.  

4. Internationale Jugendbegegnung 
Internationale Jugendbegegnungen im In- und 
Ausland haben das Ziel, durch persönliche Be-
gegnungen junger Menschen und Fachkräften der 
Kinder- und Jugendhilfe aus verschiedenen Län-
dern und Kulturen die interkulturelle Kompetenz 
zu fördern. Durch Erfahrungsaustausch tragen sie 
dazu bei, Verständnis für andere Kulturen, Glau-
bensrichtungen und soziale Wertvorstellungen zu 
entwickeln. Sie fördern das Zusammenleben von 
Menschen unterschiedlicher Herkunft und leisten 
damit einen Beitrag zum Abbau von Vorurteilen 
und Rassismus.  

4. Internationale Jugendbegegnung 
Internationale Jugendbegegnungen im In- und Aus-
land haben das Ziel, durch persönliche Begegnungen 
junger Menschen und Fachkräften der Kinder- und Ju-
gendhilfe aus verschiedenen Ländern und Kulturen 
die interkulturelle Kompetenz zu fördern. Durch Erfah-
rungsaustausch tragen sie dazu bei, Verständnis für 
andere Kulturen, Glaubensrichtungen und soziale 
Wertvorstellungen zu entwickeln. Sie fördern das Zu-
sammenleben von Menschen unterschiedlicher Her-
kunft und leisten damit einen Beitrag zum Abbau von 
Vorurteilen und Rassismus.  

4. Internationale Jugendbegegnung 
Internationale Jugendbegegnungen im In- und Aus-
land haben das Ziel, durch persönliche Begegnun-
gen junger Menschen und Fachkräften der Kinder- 
und Jugendhilfe aus verschiedenen Ländern und 
Kulturen die interkulturelle Kompetenz zu fördern. 
Durch Erfahrungsaustausch tragen sie dazu bei, 
Verständnis für andere Kulturen, Glaubensrichtun-
gen und soziale Wertvorstellungen zu entwickeln. 
Sie fördern das Zusammenleben von Menschen un-
terschiedlicher Herkunft und leisten damit einen Bei-
trag zum Abbau von Vorurteilen und Rassismus.  

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Festbetragsfi-
nanzierung als Zuschuss gewährt.  
 
Das Einbringen eines Eigenanteils von mindes-
tens 10 % des Förderbetrages ist Voraussetzung 
einer Bewilligung. 

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Festbetragsfinan-
zierung als Zuschuss gewährt.  
 
Das Einbringen eines Eigenanteils von mindestens 10 
% des Förderbetrages ist Voraussetzung einer Bewilli-
gung. 

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Festbetragsfinan-
zierung als Zuschuss gewährt.  
 
Das Einbringen eines Eigenanteils von mindestens 
10 % des Förderbetrages ist Voraussetzung einer 
Bewilligung. 

Gefördert werden: 
- Projekte der Jugendarbeit in Sport, Spiel 

und Geselligkeit bis  
i. H. v. 700 Euro,    

-     Projekte von Jugendinitiativen bis i. H. v. 
300 Euro, 

- Projekte der außerschulischen Jugendbil-
dung bis i. H. v. 700 Euro, 

Projekte der internationalen Jugendbegegnung 
bis i. H. v. 2.500 Euro,  

Gefördert werden: 
- Projekte der Jugendarbeit in Sport, Spiel und 

Geselligkeit bis  
H. v. 700 Euro,  

- Projekte von Jugendinitiativen bis i. H. v. 300 
Euro, 

- Projekte der außerschulischen Jugendbildung 
bis  
i. H. v. 700 Euro, 

- Projekte der internationalen Jugendbegegnung 
bis  
i. H. v. 2.500 Euro.  

Gefördert werden: 
- Projekte der Jugendarbeit in Sport, Spiel und 

Geselligkeit bis  
H. v. 770 Euro,  

- Projekte von Jugendinitiativen bis i. H. v. 330 
Euro, 

- Projekte der außerschulischen Jugendbil-
dung bis  
i. H. v. 770 Euro, 

- Projekte der internationalen Jugendbegeg-
nung bis  
i. H. v. 2.750 Euro.  
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Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten 
sind: 

- pädagogisches Material, 
- Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon 

MBJS) einschließlich Fahrkosten, 
- Unterkunft/Verpflegung bei mehrtägigen 

Projekten, 
- Speisen und Getränke bis 10 % der zu-

wendungsfähigen Projektausgaben, 
- Fahr-/Transportkosten, 
- Eintrittspreise, Benutzergebühren, 
- Öffentlichkeitsarbeit, Medien.  

Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten sind: 
- pädagogisches Material, 
- Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon 

MBJS) einschließlich Fahrkosten, 
- Unterkunft/Verpflegung bei mehrtägigen Pro-

jekten, 
- Speisen und Getränke bis 10 % der zuwen-

dungsfähigen Projektausgaben, 
- Fahr-/Transportkosten, 
- Eintrittspreise, Benutzergebühren, 
- Öffentlichkeitsarbeit, Medien.  

Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten sind: 
- pädagogisches Material, 
- Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon 

MBJS) einschließlich Fahrkosten, 
- Unterkunft/Verpflegung bei mehrtägigen Pro-

jekten, 
- Speisen und Getränke bis 10 % der zuwen-

dungsfähigen Projektausgaben, 
- Fahr-/Transportkosten, 
- Eintrittspreise, Benutzergebühren, 
- Öffentlichkeitsarbeit, Medien.  

Nicht gefördert werden: 
- Investive Vorhaben,  

Betriebsausgaben, die dem Anstellungsträger in 
Verbindung mit der Umsetzung der Maßnahme 
entstehen. 

Nicht gefördert werden: 
- Investive Vorhaben,  

Betriebsausgaben, die dem Anstellungsträger in Ver-
bindung mit der Umsetzung der Maßnahme entste-
hen. 

Nicht gefördert werden: 
- Investive Vorhaben,  

Betriebsausgaben, die dem Anstellungsträger in Ver-
bindung mit der Umsetzung der Maßnahme entste-
hen. 

Verfahren 
Antragsfrist: 
1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

Verfahren 
Antragsfrist: 
1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

Verfahren 
Antragsfrist: 
1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Fi-

nanzierungsplan), 
- Projektbeschreibung, die Auskunft gibt 

über: 
• die Zielgruppe (im Alter von 10 bis 
21 Jahren) und deren Beteiligung an der 
Vorbereitung, Durchführung und Nachbe-
reitung, 
• die Ziele, Inhalte und Anzahl der 
Teilnehmer,  

- Befürwortung der Kommune (nur bei Pro-
jekten von Jugendinitiativen), 

- Nachweis der Veröffentlichung (z. B. 
Amts-/Gemeindeblatt, Zeitung, Internet, 
Flyer, Plakate usw.), 

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Finanzie-

rungsplan), 
- Projektbeschreibung, die Auskunft gibt über: 

• die Zielgruppe (im Alter von 10 bis 21 
Jahren) und deren Beteiligung an der Vorbe-
reitung, Durchführung und Nachbereitung, 
• die Ziele, Inhalte und Anzahl der Teil-
nehmer,  

- Befürwortung der Kommune (nur bei Projek-
ten von Jugendinitiativen), 

- Nachweis der Veröffentlichung (z. B. Amts-
/Gemeindeblatt, Zeitung, Internet, Flyer, Pla-
kate usw.), 

bei Bildungsveranstaltungen Nachweis des Stunden-
umfangs.  

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan), 
- Projektbeschreibung, die Auskunft gibt über: 

• die Zielgruppe (im Alter von 10 bis 21 
Jahren) und deren Beteiligung an der Vorbe-
reitung, Durchführung und Nachbereitung, 
• die Ziele, Inhalte und Anzahl der Teil-
nehmer,  

- Befürwortung der Kommune (nur bei Projek-
ten von Jugendinitiativen), 

- Nachweis der Veröffentlichung (z. B. Amts-
/Gemeindeblatt, Zeitung, Internet, Flyer, Pla-
kate usw.), 

bei Bildungsveranstaltungen Nachweis des Stunden-
umfangs.  
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bei Bildungsveranstaltungen Nachweis des Stun-
denumfangs.  

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Fi-

nanzierungsplan), 
Gesamtabrechnung mit Kostenaufschlüs-
selung (Vorlage der Originalbelege gegen 
Rückgabe), 

- Formular Sachbericht 
Teilnehmerliste mit Name, Angabe des Landkrei-
ses und Unterschrift des Teilnehmers bei interna-
tionalen Jugendbegegnungen. 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan), 
Gesamtabrechnung mit Kostenaufschlüsse-
lung (Vorlage der Originalbelege gegen Rück-
gabe), 

- Formular Sachbericht 
Teilnehmerliste mit Name, Angabe des Landkreises 
und Unterschrift des Teilnehmers bei internationalen 
Jugendbegegnungen. 
 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan), 
Gesamtabrechnung mit Kostenaufschlüsse-
lung (Vorlage der Originalbelege gegen 
Rückgabe), 

- Formular Sachbericht 
Teilnehmerliste mit Name, Angabe des Landkreises 
und Unterschrift des Teilnehmers bei internationalen 
Jugendbegegnungen. 
 

2.3 Anleitung und Fortbildung von Ehren-
amtlichen  
Ehrenamtliche Mitarbeiter bilden heute mehr denn 
je einen wichtigen Bestandteil der Kinder- und Ju-
gendarbeit. Zahlreiche Ehrenamtliche arbeiten in 
den verschiedensten Arbeitsfeldern mit und lie-
fern mit viel Engagement wichtige Impulse. Daher 
ist es wichtig, denen, die in diesem gesellschaft-
lich äußerst wichtigen Bereich tätig sind – in vie-
len Fällen Jugendliche und junge Erwachsene – 
die Unterstützung bei der Ausübung ihrer Tätig-
keit zu geben. In der Vergangenheit konnten be-
reits durch die Einführung und zunehmende Ak-
zeptanz der Jugendleitercard (JuLeiCa) wichtige 
Akzente gesetzt werden. 

2.4 Anleitung und Fortbildung von Ehrenamtli-
chen  
Ehrenamtliche Mitarbeiter bilden heute mehr denn je 
einen wichtigen Bestandteil der Kinder- und Jugendar-
beit. Zahlreiche Ehrenamtliche arbeiten in den ver-
schiedensten Arbeitsfeldern mit und liefern mit viel En-
gagement wichtige Impulse. Daher ist es wichtig, de-
nen, die in diesem gesellschaftlich äußerst wichtigen 
Bereich tätig sind – in vielen Fällen Jugendliche und 
junge Erwachsene – die Unterstützung bei der Aus-
übung ihrer Tätigkeit zu geben. In der Vergangenheit 
konnten bereits durch die Einführung und zuneh-
mende Akzeptanz der Jugendleitercard (JuLeiCa) 
wichtige Akzente gesetzt werden. 

2.3 Anleitung und Fortbildung von Ehrenamt-
lichen  
Ehrenamtliche Mitarbeiter bilden heute mehr denn je 
einen wichtigen Bestandteil der Kinder- und Jugend-
arbeit. Zahlreiche Ehrenamtliche arbeiten in den ver-
schiedensten Arbeitsfeldern mit und liefern mit viel 
Engagement wichtige Impulse. Daher ist es wichtig, 
denen, die in diesem gesellschaftlich äußerst wichti-
gen Bereich tätig sind – in vielen Fällen Jugendliche 
und junge Erwachsene – die Unterstützung bei der 
Ausübung ihrer Tätigkeit zu geben. In der Vergan-
genheit konnten bereits durch die Einführung und 
zunehmende Akzeptanz der Jugendleitercard (Ju-
LeiCa) wichtige Akzente gesetzt werden. 

Der Landkreis will gemäß §§ 73,74 Abs. 6 SGB 
VIII mit der Förderung von kontinuierlichen Fort-
bildungen zu aktuellen, aber auch klassischen 
Themen das ehrenamtliche Engagement unter-
stützen und fördern. 

Der Landkreis will gemäß §§ 73,74 Abs. 6 SGB VIII 
mit der Förderung von kontinuierlichen Fortbildungen 
zu aktuellen, aber auch klassischen Themen das eh-
renamtliche Engagement unterstützen und fördern. 

Der Landkreis will gemäß §§ 73,74 Abs. 6 SGB VIII 
mit der Förderung von kontinuierlichen Fortbildungen 
zu aktuellen, aber auch klassischen Themen das eh-
renamtliche Engagement unterstützen und fördern. 

Gefördert wird die Fortbildung von Personen:  
- die ehrenamtlich in der Jugendarbeit im 

Landkreis tätig sind, 

Gefördert wird die Fortbildung von Personen:  
- die ehrenamtlich in der Jugendarbeit im Land-

kreis tätig sind, 

Gefördert wird die Fortbildung von Personen:  
- die ehrenamtlich in der Jugendarbeit im 

Landkreis tätig sind, 
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- die ein Mindestalter von 16 Jahre haben 
und 

deren ehrenamtliche Tätigkeit mit der Benennung 
des Ehrenamtes durch den jeweiligen Träger der 
Jugendhilfe bestätigt wird. 

- die ein Mindestalter von 16 Jahre haben und 
deren ehrenamtliche Tätigkeit mit der Benennung des 
Ehrenamtes durch den jeweiligen Träger der Jugend-
hilfe bestätigt wird. 

- die ein Mindestalter von 16 Jahre haben und 
deren ehrenamtliche Tätigkeit mit der Benennung 
des Ehrenamtes durch den jeweiligen Träger der Ju-
gendhilfe bestätigt wird. 

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form der Festbetragsfi-
nanzierung als Zuschuss gewährt.  
 
Gefördert werden Ausgaben für Fortbildungsver-
anstaltungen bis i. H. v. 80 % der Gesamtkosten, 
jedoch maximal 150 Euro pro Person/Jahr.  
 
 
Zuwendungsfähige Sachausgaben sind: 

- Kursgebühren,  
- Fahrkosten, 
- Unterkunft.  

 
Nicht gefördert werden: 

- Ausgaben für Speisen und Getränke.  

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form der Festbetragsfinanzie-
rung als Zuschuss gewährt.  
 
Gefördert werden Ausgaben für Fortbildungsveran-
staltungen bis i. H. v. 80 % der Gesamtkosten, jedoch 
maximal 150 Euro pro Person/Jahr.  
 
Zuwendungsfähige Sachausgaben sind: 

- Kursgebühren,  
- Fahrkosten, 
- Unterkunft.  

 
Nicht gefördert werden: 

- Ausgaben für Speisen und Getränke.  

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form der Festbetragsfinan-
zierung als Zuschuss gewährt.  
 
Gefördert werden Ausgaben für Fortbildungsveran-
staltungen bis i. H. v. 80 % der Gesamtkosten, je-
doch maximal 150 Euro pro Person/Jahr.  
 
Zuwendungsfähige Sachausgaben sind: 

- Kursgebühren,  
- Fahrkosten, 
- Unterkunft.  

 
Nicht gefördert werden: 

- Ausgaben für Speisen und Getränke.  

 
Verfahren 
Antragsfrist: 

- 1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

 
Verfahren 
Antragsfrist: 

- 1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

 
Verfahren 
Antragsfrist: 

- 1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

 
Antragsunterlagen:  

- Grundantrag, 
- Programm der Fortbildungsmaßnahme 

(Träger, Inhalte und Teilnahmebedingun-
gen), 

- Bestätigung des Ehrenamtes durch den 
Träger.  

 
Antragsunterlagen:  

- Grundantrag, 
- Programm der Fortbildungsmaßnahme (Trä-

ger, Inhalte und Teilnahmebedingungen), 
- Bestätigung des Ehrenamtes durch den Trä-

ger.  

 
Antragsunterlagen:  

- Grundantrag, 
- Programm der Fortbildungsmaßnahme (Trä-

ger, Inhalte und Teilnahmebedingungen), 
- Bestätigung des Ehrenamtes durch den Trä-

ger.  

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Fi-

nanzierungsplan), 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan), 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan), 
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- Formular Sachbericht mit Kostenauf-
schlüsselung (Vorlage der Originalbelege 
gegen Rückgabe). 

 

- Formular Sachbericht mit Kostenaufschlüsse-
lung (Vorlage der Originalbelege gegen Rück-
gabe). 

 

- Formular Sachbericht mit Kostenaufschlüs-
selung (Vorlage der Originalbelege gegen 
Rückgabe). 

 

2.4 Projekte des erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutzes  
 
Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz ge-
mäß § 14 SGB VIII fördert die Lebenskompetenz 
von jungen Menschen, in dem Angebote und 
Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden, die 
Kinder und Jugendliche dazu befähigen, sich vor 
gefährdenden Einflüssen zu schützen, kritik- und 
entscheidungsfähig zu werden sowie Eigenver-
antwortung und Verantwortung gegenüber Mit-
menschen zu übernehmen.  

2.5 Projekte des erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutzes  
 
Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz gemäß § 
14 SGB VIII fördert die Lebenskompetenz von jungen 
Menschen, in dem Angebote und Maßnahmen zur 
Verfügung gestellt werden, die Kinder und Jugendli-
che dazu befähigen, sich vor gefährdenden Einflüssen 
zu schützen, kritik- und entscheidungsfähig zu werden 
sowie Eigenverantwortung und Verantwortung gegen-
über Mitmenschen zu übernehmen.  

2.4 Projekte des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes  
 
Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz gemäß 
§ 14 SGB VIII fördert die Lebenskompetenz von jun-
gen Menschen, in dem Angebote und Maßnahmen 
zur Verfügung gestellt werden, die Kinder und Ju-
gendliche dazu befähigen, sich vor gefährdenden 
Einflüssen zu schützen, kritik- und entscheidungsfä-
hig zu werden sowie Eigenverantwortung und Ver-
antwortung gegenüber Mitmenschen zu überneh-
men.  

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz be-
zeichnet somit den präventiven und pädagogi-
schen Aspekt des Kinder- und Jugendschutzes. 
Zielgruppen sind Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene aber auch Eltern und Multiplikatoren.  

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz bezeichnet 
somit den präventiven und pädagogischen Aspekt des 
Kinder- und Jugendschutzes. Zielgruppen sind Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene aber auch Eltern 
und Multiplikatoren.  

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz bezeichnet 
somit den präventiven und pädagogischen Aspekt 
des Kinder- und Jugendschutzes. Zielgruppen sind 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene aber 
auch Eltern und Multiplikatoren.  

Das inhaltliche Spektrum der Angebote ist breit 
gefächert, z. B.: 

- Medienpädagogik und Jugendmedien-
schutz,  

- Gewalt, Aggression und Jugenddelin-
quenz, 

- Suchtprävention,  
- gesundheitliche Aufklärung/Aids-Präven-

tion, Okkultismus und Sektenproblematik.  

Das inhaltliche Spektrum der Angebote ist breit gefä-
chert, z. B.: 

- Medienpädagogik und Jugendmedienschutz,  
- Gewalt, Aggression und Jugenddelinquenz, 
- Suchtprävention,  
- gesundheitliche Aufklärung/Aids-Prävention, 

            Okkultismus und Sektenproblematik.  

Das inhaltliche Spektrum der Angebote ist breit gefä-
chert, z. B.: 

- Medienpädagogik und Jugendmedienschutz,  
- Gewalt, Aggression und Jugenddelinquenz, 
- Suchtprävention,  
- gesundheitliche Aufklärung/Aids-Prävention, 

            Okkultismus und Sektenproblematik.  

Voraussetzung für eine Förderung ist die inhaltli-
che Auseinandersetzung mit den Themen des er-
zieherischen Kinder- und Jugendschutzes. Für 
die Durchführung dieser Themenveranstaltungen 
müssen die Referenten oder andere Personen 
fachlich geeignet sein.  

Voraussetzung für eine Förderung ist die inhaltliche 
Auseinandersetzung mit den Themen des erzieheri-
schen Kinder- und Jugendschutzes. Für die Durchfüh-
rung dieser Themenveranstaltungen müssen die Re-
ferenten oder andere Personen fachlich geeignet sein.  

Voraussetzung für eine Förderung ist die inhaltliche 
Auseinandersetzung mit den Themen des erzieheri-
schen Kinder- und Jugendschutzes. Für die Durch-
führung dieser Themenveranstaltungen müssen die 
Referenten oder andere Personen fachlich geeignet 
sein.  
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Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Festbetragsfi-
nanzierung als Zuschuss gewährt. Das Einbrin-
gen eines Eigenanteils von mindestens 10 % des 
Förderbetrages ist Voraussetzung einer Bewilli-
gung.  

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Festbetragsfinan-
zierung als Zuschuss gewährt. Das Einbringen eines 
Eigenanteils von mindestens 10 % des Förderbetra-
ges ist Voraussetzung einer Bewilligung.  

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Festbetragsfinan-
zierung als Zuschuss gewährt. Das Einbringen eines 
Eigenanteils von mindestens 10 % des Förderbetra-
ges ist Voraussetzung einer Bewilligung.  

Gefördert werden:  
1. Jugendschutzprojekte mit mindestens 8 Teil-
nehmern bis i. H. v. 700 Euro/Projekt/Jahr 

Gefördert werden:  
1. Jugendschutzprojekte mit mindestens 8 Teilneh-
mern bis i. H. v. 700 Euro/Projekt/Jahr 

Gefördert werden:  
1. Jugendschutzprojekte mit mindestens 8 Teilneh-
mern bis i. H. v. 770 Euro/Projekt/Jahr 

Grundlage der Förderung ist eine Projektbe-
schreibung, die Aussage gibt über die 

- Zielgruppe und deren Bedarf, 
- Ziele, Inhalte und Methoden des Projek-

tes,  
Beteiligung der Zielgruppe an der Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung.  

Grundlage der Förderung ist eine Projektbeschrei-
bung, die Aussage gibt über die 

- Zielgruppe und deren Bedarf, 
- Ziele, Inhalte und Methoden des Projektes,  

Beteiligung der Zielgruppe an der Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung.  

Grundlage der Förderung ist eine Projektbeschrei-
bung, die Aussage gibt über die 

- Zielgruppe und deren Bedarf, 
- Ziele, Inhalte und Methoden des Projektes,  

Beteiligung der Zielgruppe an der Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung.  

Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten 
sind: 

- Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon 
MBJS) einschließlich Fahrkosten, 

- Unterkunft/Verpflegung bei mehrtägigen 
Projekten, 

- Fahr-/Transportkosten,  
- pädagogisches Material, 
- Eintrittspreise, Benutzergebühren,  
- Öffentlichkeitsarbeit, Medien. 

Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten sind: 
- Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon 

MBJS) einschließlich Fahrkosten, 
- Unterkunft/Verpflegung bei mehrtägigen Pro-

jekten, 
- Fahr-/Transportkosten,  
- pädagogisches Material, 
- Eintrittspreise, Benutzergebühren,  
- Öffentlichkeitsarbeit, Medien. 

Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten sind: 
- Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon 

MBJS) einschließlich Fahrkosten, 
- Unterkunft/Verpflegung bei mehrtägigen Pro-

jekten, 
- Fahr-/Transportkosten,  
- pädagogisches Material, 
- Eintrittspreise, Benutzergebühren,  
- Öffentlichkeitsarbeit, Medien. 

Nicht gefördert werden: 
- ausschließliche Tanz- und Discoveran-

staltungen und Ausgaben für Lebensmit-
tel.  

Nicht gefördert werden: 
- ausschließliche Tanz- und Discoveranstaltun-

gen und Ausgaben für Lebensmittel.  

Nicht gefördert werden: 
- ausschließliche Tanz- und Discoveranstal-

tungen und Ausgaben für Lebensmittel.  

2. Anleitung und Fortbildung von Multiplikatoren 
mit mindestens 6 Teilnehmern bis i. H. v. 400 
Euro/Projekt/Jahr 
 
Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten 
sind: 

2. Anleitung und Fortbildung von Multiplikatoren mit 
mindestens 6 Teilnehmern bis i. H. v. 400 Euro/Pro-
jekt/Jahr 
 
Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten sind: 

2. Anleitung und Fortbildung von Multiplikatoren mit 
mindestens 6 Teilnehmern bis i. H. v. 400 Euro/Pro-
jekt/Jahr 
 
Zuwendungsfähige Ausgaben für Sachkosten sind: 
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Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon MBJS) 
einschließlich Fahrkosten.  

Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon MBJS) ein-
schließlich Fahrkosten.  

Honorare (VV Honorare MBJS - VV Hon MBJS) ein-
schließlich Fahrkosten.  

Verfahren 
Antragsfrist:  
1 Monat vor Beginn der Maßnahme 

Verfahren 
Antragsfrist:  
1 Monat vor Beginn der Maßnahme 

Verfahren 
Antragsfrist:  
1 Monat vor Beginn der Maßnahme 

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag, 

Projektbeschreibung bzw. Programm der Fortbil-
dung (Träger, Inhalte und Teilnahmebedingun-
gen). 

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag, 

Projektbeschreibung bzw. Programm der Fortbildung 
(Träger, Inhalte und Teilnahmebedingungen). 

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag, 

Projektbeschreibung bzw. Programm der Fortbildung 
(Träger, Inhalte und Teilnahmebedingungen). 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Fi-

nanzierungsplan) und 
Formular Sachbericht mit Kostenaufschlüsselung 
(Vorlage der Originalbelege gegen Rückgabe). 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan) und 
Formular Sachbericht mit Kostenaufschlüsselung 
(Vorlage der Originalbelege gegen Rückgabe). 
 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan) und 
Formular Sachbericht mit Kostenaufschlüsselung 
(Vorlage der Originalbelege gegen Rückgabe). 
 

2.5 Projekte im Rahmen der Jugendberufs-
hilfe gemäß  

§ 13 Abs. 1 SGB VIII 
Ziel ist die Verbesserung der Ausbildungs- und 
Berufsfähigkeit junger Menschen, die in erhöhtem 
Maße auf sozialpädagogische Unterstützung an-
gewiesen sind. Insbesondere der Übergang in 
eine berufliche Ausbildung soll durch intensive so-
zialpädagogische Betreuung verbessert werden.  

2.6 Projekte im Rahmen der Jugendberufshilfe 
gemäß  

§ 13 Abs. 1 SGB VIII 
Ziel ist die Verbesserung der Ausbildungs- und Be-
rufsfähigkeit junger Menschen, die in erhöhtem Maße 
auf sozialpädagogische Unterstützung angewiesen 
sind. Insbesondere der Übergang in eine berufliche 
Ausbildung soll durch intensive sozialpädagogische 
Betreuung verbessert werden.  

2.5 Projekte im Rahmen der Jugendberufs-
hilfe gemäß  

§ 13 Abs. 1 SGB VIII 
Ziel ist die Verbesserung der Ausbildungs- und Be-
rufsfähigkeit junger Menschen, die in erhöhtem 
Maße auf sozialpädagogische Unterstützung ange-
wiesen sind. Insbesondere der Übergang in eine be-
rufliche Ausbildung soll durch intensive sozialpäda-
gogische Betreuung verbessert werden.  

Grundlage der Förderung ist eine Konzeption, die 
Aussage gibt über die: 

- Zielgruppe, 
- Ziele, Inhalte und Methoden, 
- personelle Ausstattung und Qualifikation,  
- technische und räumliche Ausstattung,  
- Dokumentation,  
- Qualitätssicherung und -entwicklung. 

Grundlage der Förderung ist eine Konzeption, die 
Aussage gibt über die: 

- Zielgruppe, 
- Ziele, Inhalte und Methoden, 
- personelle Ausstattung und Qualifikation,  
- technische und räumliche Ausstattung,  
- Dokumentation, 
- Qualitätssicherung und -entwicklung. 

Grundlage der Förderung ist eine Konzeption, die 
Aussage gibt über die: 

- Zielgruppe, 
- Ziele, Inhalte und Methoden, 
- personelle Ausstattung und Qualifikation,  
- technische und räumliche Ausstattung,  
- Dokumentation, 
- Qualitätssicherung und -entwicklung. 

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Anteilsfinan-
zierung als Zuschuss gewährt.  

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Anteilsfinanzie-
rung/Fehlbedarfsfinanzierung als Zuschuss gewährt.  

Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendung wird in Form einer Anteilsfinanzie-
rung/Fehlbedarfsfinanzierung als Zuschuss gewährt.  
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Ausgehend von einer Gesamtkapazität von 12 
Teilnehmern im Projekt und eines Perso-
nalschlüssels von 1:6 werden gefördert:  

 
1. Personalausgaben (einschließlich Lohnneben-

kosten/Arbeitgeber) für 
- 0,25 VZE Projektleitung,  
- 1,0 VZE Sozialpädagoge und 1,0 VZE 

Werkspädagoge oder entsprechende pä-
dagogische Fachkraft; abhängig von der 
Maßnahme, 

- 0,25 VZE Verwaltungskraft.  
 
2. Sach- und Betriebsausgaben 

- i. H. v. bis zu 40 % der zuwendungsfähi-
gen Personalausgaben im Projekt  

i. H. v. bis zu 5.000 Euro Fahrtkosten für Teilneh-
mer der Produktionsschule (Fahrkarten, Monats-
marke)  

 
Für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Personal-
kosten gelten im Hinblick auf das Besserstellungsver-
bot die vertraglichen Regelungen des geltenden Tarif-
vertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD(-SuE)) als 
Obergrenze. 
 
1.Produktionsschule Ludwigsfelde: 

Ausgehend von einer Gesamtkapazität von 24 Teil-
nehmern im Projekt und eines Personalschlüssels von 
1:6 werden gefördert:  

 
a. Personalausgaben (einschließlich Lohnnebenkos-

ten/Arbeitgeber) für 
- 0,25 VZE Projektleitung,  
- 1,0 VZE Sozialpädagoge und 1,0 VZE Werk-

spädagoge oder entsprechende pädagogi-
sche Fachkraft; abhängig von der Maßnahme, 

- 0,25 VZE Verwaltungskraft.  
 
b. Sach- und Betriebsausgaben 

- i. H. v. bis zu 40 % der zuwendungsfähigen 
Personalausgaben im Projekt  

c. Fahrtkosten i. H. v. bis zu 5.000 Euro für Teilneh-
mer der Produktionsschule (Fahrkarten, Monats-
marke)  
 
2. Schulverweigererprojekt Zossen 
Ausgehend von einer Gesamtkapazität von 12 Teil-
nehmern im Projekt und eines Personalschlüssels von 
1:6 werden gefördert: 
a. Personalausgaben (einschließlich Lohnnebenkos-

ten/Arbeitgeber) für 
- 0,25 VZE Projektleitung,  

 
Für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Personal-
kosten gelten im Hinblick auf das Besserstellungs-
verbot die vertraglichen Regelungen des geltenden 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD(-
SuE)) als Obergrenze. 
 
1.Produktionsschule Ludwigsfelde: 

Ausgehend von einer Gesamtkapazität von 24 Teil-
nehmern im Projekt und eines Personalschlüssels 
von 1:6 werden gefördert:  

 
a. Personalausgaben (einschließlich Lohnnebenkos-

ten/Arbeitgeber) für 
- 0,25 VZE Projektleitung,  
- 1,0 VZE Sozialpädagoge und 1,0 VZE Werk-

spädagoge oder entsprechende pädagogi-
sche Fachkraft; abhängig von der Maß-
nahme, 

- 0,25 VZE Verwaltungskraft.  
 
b. Sach- und Betriebsausgaben 

- i. H. v. bis zu 40 % der zuwendungsfähigen 
Personalausgaben im Projekt  

c. Fahrtkosten i. H. v. bis zu 5.000 Euro für Teilneh-
mer der Produktionsschule (Fahrkarten, Monats-
marke)  
 
2. Schulverweigererprojekt Zossen 
Ausgehend von einer Gesamtkapazität von 12 Teil-
nehmern im Projekt und eines Personalschlüssels 
von 1:6 werden gefördert: 
a. Personalausgaben (einschließlich Lohnnebenkos-

ten/Arbeitgeber) für 
- 0,25 VZE Projektleitung,  
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- 1,0 VZE Sozialpädagoge und 1,0 VZE Werk-
spädagoge oder entsprechende pädagogi-
sche Fachkraft; abhängig von der Maßnahme, 

- 0,25 VZE Verwaltungskraft.  
 
b. Sach- und Betriebsausgaben 

- i. H. v. bis zu 40 % der zuwendungsfähigen 
Personalausgaben im Projekt  

 
3. Schulverweigererprojekt Ludwigsfelde 
Ausgehend von einer Gesamtkapazität von 15 Teil-
nehmern im Projekt werden gefördert: 
a. bis zu 1,5 VZE Personalausgaben für pädagogi-
sche/sozialpädagogische Fachkräfte und Verwal-
tungskraft.  
b. Personalkosten für Lehrer und Sachkosten trägt 
das Land bzw. der ESF. 
 

- 1,0 VZE Sozialpädagoge und 1,0 VZE Werk-
spädagoge oder entsprechende pädagogi-
sche Fachkraft; abhängig von der Maß-
nahme, 

- 0,25 VZE Verwaltungskraft.  
 
b. Sach- und Betriebsausgaben 

- i. H. v. bis zu 40 % der zuwendungsfähigen 
Personalausgaben im Projekt  

 
3. Schulverweigererprojekt Ludwigsfelde 
Ausgehend von einer Gesamtkapazität von 15 Teil-
nehmern im Projekt werden gefördert: 
a. bis zu 1,5 VZE Personalausgaben für pädagogi-
sche/sozialpädagogische Fachkräfte und Verwal-
tungskraft.  
b. Personalkosten für Lehrer und Sachkosten trägt 
das Land bzw. der ESF. 
 

Antragsfrist:  
1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

Antragsfrist:  
1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

Antragsfrist:  
1 Monat vor Beginn der Maßnahme  

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Fi-

nanzierungsplan),  
- Belegliste (Aufschlüsselung der Personal-

ausgaben), 
- aktuelle Konzeption, 

Nachweis Qualifikation des Personals.  

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Finanzie-

rungsplan),  
- Belegliste (Aufschlüsselung der Personalaus-

gaben), 
- aktuelle Konzeption, 

Nachweis Qualifikation des Personals.  

Antragsunterlagen: 
- Grundantrag (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan),  
- Belegliste (Aufschlüsselung der Personal-

ausgaben), 
- aktuelle Konzeption, 

Nachweis Qualifikation des Personals.  

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Fi-

nanzierungsplan), 
- Vordruck Belegliste für Personal- und 

Sachausgaben bzw. Nachweis der Ein-
nahmen, 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan), 
- Vordruck Belegliste für Personal- und Sach-

ausgaben bzw. Nachweis der Einnahmen, 
- Sachbericht (Darstellung der Ziele, Methoden, 

Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit). 
 

Verwendungsnachweis: 
- Grundformular (inklusive Kosten- und Finan-

zierungsplan), 
- Vordruck Belegliste für Personal- und Sach-

ausgaben bzw. Nachweis der Einnahmen, 
- Sachbericht (Darstellung der Ziele, Metho-

den, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit). 
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- Sachbericht (Darstellung der Ziele, Me-
thoden, Wirksamkeit und Wirtschaftlich-
keit). 

 

3. Geltungsdauer 
Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2022 in Kraft 
und ist befristet bis 31.12.2022.  

3. Geltungsdauer 
Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.  
 

3. Geltungsdauer 
Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.  
 

4. Formulare 
Die entsprechenden Formulare für die Antrags- 

und  
Abrechnungsbearbeitung der einzelnen Förderbe-
reiche stehen als Datei unter www.teltow-fla-
eming.de/jugend/ zum Download zur Verfügung. 

4. Formulare 
Die entsprechenden Formulare für die Antrags- und  
Abrechnungsbearbeitung der einzelnen Förderberei-
che stehen als Datei unter www.teltow-flaeming.de/ju-
gend/ zum Download zur Verfügung. 

4. Formulare 
Die entsprechenden Formulare für die Antrags- und  
Abrechnungsbearbeitung der einzelnen Förderberei-
che stehen als Datei unter www.teltow-fla-
eming.de/jugend/ zum Download zur Verfügung. 

 

http://www.teltow-flaeming.de/jugend/
http://www.teltow-flaeming.de/jugend/
http://www.teltow-flaeming.de/jugend/
http://www.teltow-flaeming.de/jugend/
http://www.teltow-flaeming.de/jugend/
http://www.teltow-flaeming.de/jugend/

